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Einleitung 

Vor knapp 80 Jahren stellte der Historiker Philipp Losch fest: „Es gibt 
gewisse historische Vorstellungen, die unausrottbar sind. Sieht der 
deutsche Durchschnittsphilister eine alte Ruine, so weiß er, dass ‚Raub-
ritter‘ darin gehaust haben, die ihre unglücklichen Opfer im ‚Burgver-
lies‘ umkommen ließen. Folterkammern ohne ‚eiserne Jungfrau‘ sind 
kaum zu denken, und alle Hessen sind Enkel der ‚nach Amerika ver-
kauften Landeskinder‘.“1 

Diese letzte „historische Vorstellung“ beruht auf dem Urteil der deut-
schen Geschichtsschreibung des 19. und frühen 20. Jahrhunderts über 
einen Vertrag zwischen dem Königreich Großbritannien und der 
Landgrafschaft Hessen-Kassel aus dem Jahr 1776. In diesem Vertrag, 
der die Grundlage dafür war, dass der Landgraf von Hessen-Kassel 
dem König von Großbritannien eine 12.000 Mann starke Truppe zur 
Niederschlagung des Aufstandes in den amerikanischen Kolonien zu 
Verfügung stellte, sahen nationale und liberale Literaten rund 100 
Jahre nach seinem Abschluss das eklatanteste Beispiel einer willkürlich 
absolutistischen, moralisch verwerflichen Ausbeutungspraktik einer 
bedenkenlos selbstsüchtigen Duodezfürstenherrlichkeit. Die Truppen, 
die zum Großteil aus zum Militärdienst „gepressten Landeskindern“2 
bestanden hätten, wären nicht im Interesse ihres Vaterlandes zum 
Einsatz gekommen, sondern zur Unterdrückung derjenigen, die im 18. 
Jahrhundert als erste Selbstbestimmung und einen nationalen Staat 
freier Bürger forderten, „missbraucht“3 worden. „Und da auch unter 
den amerikanischen Kolonisten Hunderttausende von Deutschen wa-
ren“, hätte dieser Vertrag sogar dazu geführt, „dass im Unabhängig-
keitskrieg oft und oft Deutsche Deutschen gegenüberstanden.“4 Die 
einen als „Volk in Waffen“5, die anderen als zum Kämpfen gezwun-
gene Untertanen des Landgrafen von Hessen-Kassel, die auf diese 
Weise „für fremde und antinationale Ziele“6 geopfert worden wären. 
Es wären dementsprechend auch keine politischen Überlegungen ge-
wesen, die diesen Fürsten zu der „Lieferung von Kanonenfutter für die 

                                           
1  Losch (1933), S. 5. 
2  Braubach (1923), S. 20; Kapp (1874), S. 7. 
3  Kapp (1874), S. 238. 
4  Zischka (1940), S. 78. 
5  Kapp (1874), S. 242. 
6  Kapp (1874), Vorwort zur 1. Auflage. 
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Engländer“7 veranlasst hätten, sondern einzig und allein sein selbst-
süchtiges Streben nach pekuniärem Gewinn. Die Gegenleistung Groß-
britanniens hätte deshalb auch nur aus „barer Bezahlung“ bestanden 
und ausschließlich der Vergrößerung der landgräflichen Einkünfte 
gedient.8 In dem Vertrag sei somit nichts weiter als ein „einträglicher 
Handel“9 ohne jegliches politisches Motiv zu sehen, der die Soldaten – 
und damit die Untertanen des Landgrafen – „wie eine Ware behan-
delt“10. Sein Abschluss sei eine „ruchlose“ Tat gewesen, die Deutsch-
land zu einem „Menschenmarkt“ erniedrigt hätte, auf dem Soldaten 
gegen Geld zu haben gewesen wären.11 

Diese „Aburteilung“ zielt aber weniger auf eine wissenschaftliche 
Auseinandersetzung mit einem historischen Phänomen als vielmehr 
auf eine Anklage der deutschen Kleinstaaterei.12 Die Kritiker des Ver-
trages legten bei dessen Bewertung bewusst Maßstäbe aus der späteren 
Epoche der Nationalstaaten an, um die deutschen Fürsten, die solche 
Verträge abgeschlossen hatten und ihre zu der Zeit, da die Kritik ge-
äußert wurde, herrschenden Nachkommen als „geborene Widersacher 
des nationalen Staates“13 ächten zu können. 

Dass der Einsatz der dem Königreich Großbritannien zur Verfügung 
gestellten hessischen Truppen im Amerikanischen Unabhängigkeits-
krieg zur „Opferung von Landeskindern für fremde Interessen“ de-
gradiert wurde, führte aber vor allem dazu, dass rechtliche Fragen 
unberücksichtigt blieben, die sich bei der Diskussion über den Einsatz 
militärischer Verbände „unter fremden Fahnen“ geradezu aufdrängen. 

In welche staatsorganisationsrechtliche Beziehung die Truppen der 
Landgrafschaft Hessen-Kassel zum Königreich Großbritannien auf 
Grund des Vertrages traten, welches Verhältnis die Soldaten dieser 
hessischen Regimenter zum König von Großbritannien während ihres 
Einsatzes in Nordamerika hatten und ob und in welcher Weise weiter-
hin rechtliche Bindungen an den Landgrafen von Hessen-Kassel beste-
hen blieben, wurde nie erörtert. Genauso wenig wurde die völker-
rechtliche Verantwortung für die Aktionen der hessischen Truppen im 
Amerikanischen Unabhängigkeitskrieg angesprochen. Es wurde nie 

                                           
7  Zischka (1940), S. 78. 
8  Kapp (1874), S. 19. 
9  Kapp (1874), S. 9. 
10  Boguslawski, v. (1885), S. 303. 
11  Kapp (1874), S. 9. 
12  Brauer (1962), S. 9f. Zu diesem Ergebnis kommt auch Canstein, v. (1989), S. 4. 
13  Kapp (1874), Vorwort zur 2. Auflage. 
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analysiert, warum die Landgrafschaft Hessen-Kassel nicht in diesen 
Konflikt involviert war, obwohl „the Hessians“, wie die Aufständi-
schen die Soldaten nannten, die von der Landgrafschaft nach Nord-
amerika entsandt worden waren, an fast allen Operationen des Krieges 
teilnahmen. 

An diese Fragestellungen knüpft die hier vorliegende Arbeit an. Das 
Ziel der Untersuchung ist es, den Vertrag vom 15. Januar 1776 als ei-
nen Tatbestand des Staats- und Völkerrechts seiner Zeit zu erschließen, 
der unter anderem die staatsorganisationsrechtliche Zuordnung von 
Streitkräften und die völkerrechtliche Verantwortlichkeit für deren 
Verhalten regelt. Dazu soll der Vertrag in einem ersten Schritt anhand 
der in ihm vereinbarten völkerrechtlichen Verpflichtungen charakteri-
siert und von anderen Vertragstypen im Zusammenhang mit der Auf-
bringung von Truppen abgegrenzt werden. 

In einem zweiten Schritt gilt es dann zu überprüfen, inwieweit das 
Abkommen und sein Regelungswerk mit dem zeitgenössischen Staats- 
und Völkerrecht im Einklang standen, um so aus juristischer Sicht zur 
Frage der Rechtmäßigkeit des Vertrages Stellung nehmen zu können. 
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1 Charakterisierung des Vertrages 

Die Staatsverträge im Zeitalter des Absolutismus trugen in erster Linie 
rechtsgeschäftlichen Charakter.14 Auch der hier untersuchte Vertrag 
war auf konkrete Leistungen der Landgrafschaft Hessen-Kassel und 
konkrete Gegenleistungen des Königreichs Großbritannien gerichtet. 

So verpflichtet sich der Landgraf von Hessen-Kassel in Artikel III des 
Vertrages, ein Corps von 12.000 Mann hessischer Truppen in den 
Dienst des Königs von Großbritannien zu stellen. 

Präambel 

Da Seine Großbritannische Majestät Verlangen tragen, ein 
Corps von 12.000 Mann von den Truppen seiner Durchlaucht 
des regierenden Landgrafen von Hessen-Cassel in Dero Dienste 
zu nehmen, und dieser Fürst nichts mehr wünschet, als Beweise 
der Zuneigung zu geben, die ihn für Seine Majestät erfüllet, so 
haben Seine Majestät, in der Absicht, die Gegenstände dieser 
Allianz zu bestimmen, für gut befunden,[...]. 

Dritter Artikel 

Dieses Corps von 12.000 Mann Hessischer Truppen, welches in 
Seiner Großbritannischen Majestät Diensten gebraucht wird 
[eingesetzt werde soll; d. V.], soll aus vier Bataillons Grena-
diers, jedes Bataillon von vier Compagnien, fünfzehn Bataillons 
von fünf Compagnien, und aus zwei Compagnien Jägers beste-
hen, welche alle mit General - und andern nothwendigen Offi-
ziers versorget sind. Dieses Corps soll völlig equippirt und mit 
Zelten und allen Ausrüstungen, die es bedarf, versorgt sein; es 
soll, mit einem Wort, auf den bestmöglichen Fuß gesetzet, und 
niemand darunter aufgenommen werden, als dienstfähige 
Leute, welche als solche von Seiner Majestät Commissair er-
kannt sind. [...].15 

                                           
14  Grewe (1988), S. 420. 
15  Alle Quellenauszüge ohne Herkunftsangabe sind Auszüge aus einer zeitge-

nössischen Übersetzung des hier untersuchten Vertrages. Diese ist vollstän-
dig im Anhang ab Seite 236 abgedruckt. Eine Abschrift der Ratifikationsur-
kunde mit dem französischen Vertragstext ist ab Seite 221 abgebildet. 
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1.1 Der Begriff der „Truppe“ 

Bei einer Truppe handelt es sich um einen Verband von Waffenträgern, 
die unter einer einheitlichen Führung vereinigt und hierarchisch orga-
nisiert sind, um geschlossen Waffengewalt ausüben zu können. 

Aus ihrer Beziehung zu Gemeinwesen und Gesellschaft ergibt sich die 
für jedes Zeitalter typische Art von Militär. 

1.1.1 Exkurs: Entwicklung des neuzeitlichen Heerwesens 

Zu Beginn der Frühen Neuzeit war das Wehrwesen geprägt von Sold-
heeren. Bereits im 13. Jahrhundert hatten sich aus dem „niederen Fuß-
volk“, welches die Ritterheere des Mittelalters begleitete, erste eigen-
ständige Söldnerkörper entwickelt.16 Diese Verbände verdingten sich 
geschlossen unter von ihnen anerkannten Führern auf reiner Soldbasis, 
standen ansonsten aber in keinerlei Beziehung zum Kriegsherrn – dem 
durch das jus ad bellum zur Kriegführung berechtigten Inhaber politi-
scher Macht und herrschaftlicher Gewalt. 

Wirtschaftliche17, sozialpolitische18 und militärtechnische19 Verände-
rungen führten dazu, dass die Heeresaufbringung letzten Endes nur 
noch durch das Anwerben von Söldnern erfolgte und das Lehns-
kriegswesen mit einem privilegierten Wehrstand, der als ritterliche, 
schwer gerüstete Reiterei für mehr als ein halbes Jahrtausend den 
militärischen Werdegang des Abendlandes bestimmt hatte, verdrängt 
wurde.20 Söldner waren für jede Art von Kriegszug verwendbar; nicht 
nur für den Verteidigungskrieg. Außerdem waren sie – wenn sie be-
zahlt wurden – zuverlässiger als die Lehnskrieger, für die jeder Feld-
zug eine lästige Verpflichtung war und wirtschaftliche Einbußen mit 
sich brachte.21 

                                           
16  Wohlfeil (1986), S. 113f. 
17  Ablösung der Naturalwirtschaft durch die Geldwirtschaft: Papke (1983), S. 

114; Magis (1965), S. 6. 
18  Anwachsen der Bevölkerung und damit freiwerdende Arbeitskräfte: Papke 

(1983), S. 115. 
19  Verlagerung der Kampfführung von der Reiterei auf qualifizierte und dis-

ziplinierte Kämpfer zu Fuß, die - im Geviert- oder Gewalthaufen zusam-
mengefasst – den Ritterheeren überlegen waren, sowie die Erfindung des 
Schwarzpulvers: Wohlfeil (1986), S. 115; Magis (1965), S. 6. 

20  Zu den weiterbestehenden Milizen zur Regionalverteidigung siehe S. 37. 
21  Papke (1983), S. 118. 
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Schnittstelle zwischen den Soldheeren und den Kriegsherren waren die 
Söldnerführer.22 Im Bedarfsfall ernannte der Kriegsherr einen promi-
nenten, kriegserfahrenen Truppenführer zum Oberst und bestallte 
(beauftragte) ihn mit der Anwerbung einer Söldnertruppe.23 Dieser 
warb die Söldner dann zwar im Auftrag des Kriegsherrn aber im eige-
nen Namen und auf eigene Rechnung an, wurde Vertragspartner der 
Söldner und kam für deren Bezahlung auf. Die Söldner waren somit 
nicht an den Kriegsherren, sondern nur an den Oberst gebunden – und 
das auch nur auf Grund eines zeitlich befristeten Vertragsverhält-
nisses.24 

Die neuzeitlichen Soldheere wurden folglich nicht von Trägern hoheit-
licher Gewalt, sondern von gewinnorientiert handelnden Kriegsunter-
nehmern aufgestellt, die lediglich eine vertragliche Beziehung zum 
Kriegsherrn hatten.25 

Auch wenn die Kriegsunternehmer zur Einhaltung gewisser Rechts-
normen verpflichtet waren und sich bei ihrer Rechtsprechung an die 
Artikelsbriefe des Kriegsherrn halten mussten, bildeten ihre Söldner-
truppen doch eigene Rechts- und Wirtschaftsverbände.26 Die legisla-
tive, exekutive und judikative Gewalt über einen solchen Verband, die, 
wie der Verband selbst, als „Regiment“ bezeichnet wurde, und der aus 
ihr resultierende militärische Oberbefehl lagen in der Hand des 
Kriegsunternehmers.27 

Die frühen Soldregimenter waren somit keine hoheitlichen Einrichtun-
gen.28 Rechtlich gesehen führten sie ein Sonderdasein außerhalb lan-
desherrlicher Hoheitsrechte und wirkten wie ein Fremdkörper in dem 
Territorium, in dem sie sich aufhielten.29 Das Söldnertum als das zent-
                                           
22  Wohlfeil (1986), S. 114 und 124. 
23  Fiedler, Landsknechte (2002), S. 62. 
24  Huber (1943), S. 68f; Wohlfeil (1986), S. 124. 
25  Huber (1943), S. 69 und 90; Wohlfeil (1986), S. 125. Ausführlich zu diesen 

„militärischen Unternehmern“: Redlich (1964) und Redlich (1965). Um aufzu-
zeigen, dass die Kriegsunternehmer keine ursprünglichen Träger hoheitli-
cher Gewalt waren, werden sie in der Literatur auch als „Privatunterneh-
mer“ bezeichnet: Erhardt (1969), S. 39; Hintze (1906), S. 27; Münkler (2002), 
Anmerkung 31, S. 263; Grewe (1988), S. 371. 

26  Papke (1983), S. 118. 
27  Erhardt (1969), S. 39; Wohlfeil (1986), S. 125. 
28  Oestreich (1958), S. 421. 
29  Papke (1983), S. 117f. Diese Sonderstellung als eigene Rechtsordnung wurde 

im Schrifttum des 16. Jahrhunderts als „Staat der Landsknechte“ beschrie-
ben: Wohlfeil (1986), S. 125. 
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rale Element des neuzeitlichen Kriegswesens war nicht in die Herr-
schaftsordnung kriegführender Obrigkeiten eingefügt.30 Die Anfänge 
der neuzeitlichen Heeresverfassung haben sich außerhalb der sich 
entfaltenden frühmodernen Staatsverfassung gebildet.31 

Im Dreißigjährigen Krieg war der Höhepunkt und gleichzeitig der 
Anfang vom Ende dieses Kriegsunternehmertums erreicht, was sich 
eindrucksvoll in dem Schicksal des wohl bekanntesten Kriegsunter-
nehmers, Albrecht von Wallenstein (1584-1634), widerspiegelt. 1627 
stellte er – auf dem Höhepunkt seiner Karriere – für den Kaiser eine 
Armee von 150.000 Mann auf. Sieben Jahre später wurde er, nachdem 
er in den Verdacht einer Verschwörung geraten war, im Namen des 
Kaisers ermordet. Er war zu mächtig geworden. 

1.1.2 Beziehung zwischen Heer und Landesherr im Absolutismus 

1.1.2.1 Landesherren werden zu Trägern der Staatsgewalt 

Nach dem Dreißigjährigen Krieg erlangten die Landesherren die ent-
scheidende Übermacht gegenüber den Landständen und begannen die 
hoheitliche Gewalt in ihrem Territorium zu monopolisieren.32 Dadurch 
entwickelte sich in ihrer Hand die einheitliche und unteilbare Staats-
gewalt: Auf ein abgegrenztes Territorium und die in ihm ansässigen 
Untertanen bezog sich eine ausschließliche und exklusiv zur Anwen-
dung von Zwang berechtigte Herrschaft. Diese leitete sich von keiner 
auswärtigen Macht ab und war deshalb rechtlich gegenüber jeder 
Autorität unabhängig – außer der des Völkerrechts selbst.33 Dies war 
die Grundlage des frühmodernen Territorialstaates als eines unabhän-
gigen Herrschaftsverbandes, der als politische Einheit Herrschaftssub-
jekte und Herrschaftsobjekte umfasste, sich in einem institutionellen 
Organisationsgefüge verwirklichte und Träger völkerrechtlicher 
Rechte und Pflichten war. Die Landesherren als Träger der Staats-
gewalt, das heißt als diejenigen, die diese Herrschaft als einzige un-
mittelbar ausübten, repräsentierten und verkörperten den Staat.34 

                                           
30  Wohlfeil (1986), S. 125; Huber (1943), S. 90. Der Versuch von Kaiser Maximi-

lian I. (1459–1519), die Söldner als Mitglieder eines Ordens ans Reich zu 
binden und eine Reichssöldnertruppe zu schaffen, war praktisch nicht um-
setzbar: Fiedler, Landsknechte (2002), S. 61. 

31  Hintze (1906), S. 25; Wohlfeil (1986), S. 125. 
32  Grewe (1988), S. 371; Maurer (2009), § 2 Rn. 4, S. 14. 
33  Zu der Unabhängigkeit der Landeshoheit der Reichsstände siehe Seite 106. 
34  Grewe (1988), S. 421; Maurer (2009), § 2 Rn. 5, S. 15. 
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1.1.2.2 Entmachtung der Obersten 

Aus der Überzeugung heraus, dass die Aufrichtung und Konsolidie-
rung dieser Herrschaft nach innen und außen eine uneingeschränkte 
und jederzeit verfügbare Streitmacht erfordere, begannen die Landes-
herren nach dem Dreißigjährigen Krieg auch das Militär ihrer Zentral-
gewalt unterzuordnen.35 Sie nahmen die Heeresaufbringung endgültig 
selbst in die Hand.36 Dazu monopolisierten sie das Recht der Truppen-
werbung und stellten nach und nach eigene Regimenter auf.37 Die 
Soldaten dafür wurden nur noch im Namen und auf Rechnung des 
Landesherrn angeworben. 

Zur Zeit des hier untersuchten Vertrages galt das Recht, Truppen aus-
zuheben dann dementsprechend auch als ein ausschließliches Recht 
des Landesherrn: 

„Der Krieg kann nicht ohne Soldaten geführt werden; es ist also klar, 
dass jeder, der das Recht zur Kriegführung hat, auch Truppen anwer-
ben und ausheben darf. Dieses Recht steht also auch dem Souverän zu 
und gehört zu den Majestätsrechten. Die Befugnis zur Truppenanwer-
bung und -aushebung, zur Aufstellung eines Heeres hat für den Staat 
eine so große Bedeutung, als dass sie anderen als dem Souverän an-
vertraut werden könnte.“38 

Die Soldaten dieser vom Landesherrn aufgestellten Regimenter wur-
den auf diesen und nicht mehr auf den Oberst vereidigt.39 Der Landes-
herr selbst – und nicht mehr der Oberst – ernannte die Offiziere, die 
damit in ein Verhältnis unmittelbarer Loyalität zum Landesherrn tra-
ten.40 

Die Obersten selbst wurden in den Kapitulationen nicht mehr als Re-
gimentsinhaber und –chefs, sondern nur noch als Kommandeure aus-
gewiesen. Sie waren nur noch militärische Führer der jeweiligen Ein-
heit unter dem Oberbefehl des Landesherrn. Folglich hatten sie keine 
hoheitliche Verfügungsgewalt mehr über den Verband.41 „Sie hörten 

                                           
35  Kunisch (1973), S. 1. 
36  Zu den Entwicklungen davor: Schmidt (1986), S. 218; Papke (1983), S. 162ff. 
37  Schmidt (1986), S. 218; Muhlack (1986), S. 257. 
38  Vattel (1758/1959), Buch III § 7. 
39  Huber (1943), S. 90; Fiedler, Kabinettskriege (2002), S. 10. 
40  Hintze (1906), S. 27; Huber (1943), S. 90. 
41  Papke (1983), S. 175. 


